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1. 	Zusammenfassung des BGer 4A_75/2020 vom 12.1.2022
Im zur amtlichen Publikation vorgesehenen Urteil 5A_75/2020 vom 12.1.2022 ändert das Bundesgericht seine Rechtsprechung zur Passivlegitimation bei Abänderung von Kindesunterhaltsbeiträgen, die durch das Gemeinwesen bevorschusst werden (Bislang hatte der Unterhaltspflichtige, der seine Unterhaltsschuld herabsetzen oder aufheben lassen wollte, in diesen Fällen gemäss BGE 143 III 177 das Kind und das bevorschussende Gemeinwesen gemeinsam ins Recht zu fassen). Gemäss neuem Leitentscheid muss der Kläger nicht mehr länger das bevorschussende Gemeinwesen verklagen; die Abänderungsklage kann nunmehr wieder allein gegen das Kind erhoben werden. 
Diese neue Rechtsprechung hätte eigentlich dazu geführt, dass Schuldneranweisungen zugunsten des bevorschussenden Gemeinwesens nicht mehr möglich wären. Das wurde vom Bundesgericht aber klar abgelehnt und explizit festgehalten, dass aus "rechtspolitischen Gründen" und somit mit dem ausdrücklichen Willen des Gesetzgebers es dem Gemeinwesen, das auch für die Zukunft Unterhaltsbeiträge bevorschusse, zugebilligt werden müsse, in der betreffenden Höhe eine Schuldneranweisung zu verlangen.
2. 	rechtliche Würdigung des Bundesgerichtsentscheids und Auswirkung auf die Sozialhilfe
Die neue Rechtsprechung entschlackt künftige Abänderungsprozesse und ist aus Praxissicht für die Gerichte wie auch die Alimentenfachstellen sehr zu begrüssen. 
Interessant ist die Begründung des Bundesgerichts bezüglich Schuldneranweisung und der damit zusammenhängende dogmatische Widerspruch in der Argumentation. Warum dem Gemeinwesen das Recht zur eigenständigen Schuldneranweisung zustehen soll, obwohl gemäss neuer Rechtsprechung weder das Stammrecht noch zukünftig zu bevorschussende Unterhaltsforderungen auf das Gemeinwesen übergehen, vermag das Bundesgericht nicht einheitlich zu begründen. Es gesteht dies aber offen ein und löst diese Problematik, indem es die Schuldneranweisung dem Gemeinwesen aus rechtspolitischen Gründen zubilligt. Dies erscheint nachvollziehbar, da es dem eindeutigen Willen des Gesetzgebers entspricht; dieser ist - wie es das Bundesgericht treffend formuliert - nicht an Dogmatik gebunden.
Das Urteil zeitigt auch Auswirkungen auf die Sachlegitimation bei der (erstmaligen) Unterhaltsfestsetzung von Kindern, die von der Sozialhilfe unterstützt werden. Bislang war in der kantonalen Rechtsprechung umstritten, ob das Kind in solchen Fällen alleine aktivlegitimiert ist oder ob es — vorbehältlich einer Rückzession — gemeinsam mit dem unterstützenden Gemeinwesen klagen muss. Das Stammrecht verbleibt nach dem neuen Bundesgerichtsurteil alleine beim Kind und es ist beim Abänderungsprozess folglich auch bezüglich Unterhaltsperioden alleine passivlegitimiert, in denen die Unterhaltsforderungen zufolge Bevorschussung bereits auf das Gemeinwesen übergegangen sind. Entsprechend muss es analog auch für die Festsetzung von Unterhalt in Perioden alleine aktivlegitimiert sein, in denen die Unterhaltsforderungen zufolge teilweiser oder vollständiger Unterstützung der Sozialhilfe auf das Gemeinwesen übergegangen sind.
3.	Zusammenfassung
Bei einer Abänderungsklage sind – unabhängig davon, ob und ab wann die Unterhaltsbeiträge vom Gemeinwesen bevorschusst werden – immer nur der Unterhaltsschuldner und das Kind Prozessparteien.
Die Schuldneranweisung für bevorschusste Alimentenforderungen sind weiterhin möglich vom Gemeinwesen geltend zu machen.
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